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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 13 R 91/10 B 
 
L 20 R 31/07 (Bayerisches LSG) 
S 14 R 4314/04 (SG Würzburg) 
 
 
 
………………………………., 
 
 
 Kläger, Antragsteller und  
 Beschwerdeführer, 
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 18. Mai 2010 durch den  

Vorsitzenden Richter    Dr.  S t e i n w e d e l    sowie den Richter   G a s s e r  

und die Richterin   Dr.  O p p e r m a n n  

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren der Beschwerde gegen die Nicht-

zulassung der Revision im Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts vom 

24. Februar 2010 Prozesskostenhilfe zu bewilligen und einen Rechtsanwalt beizu-

ordnen, wird abgelehnt. 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im vorbe-

zeichneten Urteil wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu 

erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 24.2.2010 hat das Bayerische Landessozialgericht (LSG) einen Anspruch des 

Klägers auf Gewährung einer Rente wegen voller bzw teilweiser Erwerbsminderung auf den 

Antrag vom 8.7.2003 verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger mit Schreiben vom 

22.11.2009, das am 22.3.2010 beim Bundessozialgericht (BSG) eingegangen ist, Beschwerde 

eingelegt und für die Durchführung des Beschwerdeverfahrens Prozesskostenhilfe (PKH) unter 

Beiordnung eines Rechtsanwalts beantragt. 

 

Gemäß § 73a Abs 1 Satz 1 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) iVm § 114 Satz 1 der Zivilpro-

zessordnung (ZPO) kann einem Beteiligten für das Verfahren vor dem BSG nur dann PKH 

bewilligt werden, wenn die beabsichtigte Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf Erfolg 

bietet. Das ist hier nicht der Fall. Es ist nicht zu erkennen, dass insoweit einer Nichtzulassungs-

beschwerde des Klägers Erfolg beschieden sein könnte. 

 

Gemäß § 160 Abs 2 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn die Rechtssache grundsätzli-

che Bedeutung hat (1), das Urteil des LSG von einer Entscheidung des BSG, des Gemeinsa-

men Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes (GmSOGB) oder des Bundesverfassungs-

gerichts (BVerfG) abweicht und auf dieser Abweichung beruht (2), oder wenn ein Verfahrens-

mangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann (3). Sol-

che Zulassungsgründe sind nach Prüfung des Streitstoffs und der zu Grunde liegenden Ge-

richtsakten nicht ersichtlich. 

 

Es ist auch nicht erkennbar, dass eine Zulassung der Revision gegen das von dem Kläger 

angegriffene Urteil auf § 160 Abs 2 Nr 1 SGG gestützt werden könnte. Grundsätzliche 

Bedeutung iS dieser Vorschrift hat eine Rechtssache nur dann, wenn sie eine Rechtsfrage 

aufwirft, die allgemeine, über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung hat. Die Frage muss 

außerdem klärungsbedürftig sein. Das ist grundsätzlich nicht der Fall, wenn die Antwort darauf 

von vornherein praktisch außer Zweifel steht oder die Frage bereits höchstrichterlich 

entschieden ist (zum Ganzen vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 70). Rechtsfragen, die in 

diesem Sinne grundsätzliche Bedeutung haben könnten, sind insoweit nicht ersichtlich. 

 

Des Weiteren ist nicht ersichtlich, dass der Zulassungsgrund der Abweichung (§ 160 Abs 2 Nr 2 

SGG) mit Erfolg geltend gemacht werden könnte. Abweichung (Divergenz) bedeutet Wider-

spruch im Rechtssatz - bzw anders ausgedrückt - das Nichtübereinstimmen tragender abstrak-

ter Rechtssätze, die den miteinander zu vergleichenden Entscheidungen zu Grunde gelegt wor-

den sind. Sie kommt nur dann in Betracht, wenn das LSG einen tragenden abstrakten Rechts-

satz in Abweichung von einem vorhandenen abstrakten Rechtssatz des BSG, des GmSOGB 
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oder des BVerfG aufgestellt hat (BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 72 mwN). Davon kann vor-

liegend nicht ausgegangen werden. 

 

Schließlich lässt sich auch kein Verfahrensmangel feststellen, der gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 

SGG zur Zulassung der Revision führen könnte. Insbesondere ist nicht ersichtlich, dass eine 

Verletzung der Sachaufklärungspflicht (§ 103 SGG) erfolgreich gerügt werden könnte. Gemäß 

§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann der geltend gemachte Verfahrensmangel auf eine Ver-

letzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem 

das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. Auch davon ist nach Prüfung des 

Streitstoffs nicht auszugehen. 

 

Der Kläger trägt zur Begründung seiner Beschwerde im Wesentlichen Einwände gegen die Ver-

wertung von Gutachten im Gerichtsverfahren vor. Insoweit liegen ebenfalls keine hinreichenden 

Erfolgsaussichten vor. Denn ausweislich der Urteilsgründe hat das LSG das Gutachten des 

Dr. S.         seiner Entscheidung nicht zugrunde gelegt mit Rücksicht auf das fehlende Einver-

ständnis des Klägers. Aus demselben Grund hat auch Dr. M.         das Gutachten des 

Dr. S.         nicht der Begutachtung des Klägers zugrunde gelegt. Die gegen das Gutachten des 

Dr. M.         pauschal erhobenen Einwände sind nicht nachvollziehbar. 

 

Soweit sich der Kläger gegen das vom LSG verwendete Gutachten des Dr. M.        wendet, 

macht er eine fehlerhafte Beweiswürdigung geltend. Auf eine Verletzung des in § 128 Abs 1 

Satz 1 SGG geregelten Grundsatzes der freien Beweiswürdigung kann jedoch eine Nichtzulas-

sungsbeschwerde von vornherein nicht gestützt werden (§ 160 Abs 2 Nr 3 letzter Teilsatz 

SGG). 

 

Schließlich lässt sich die inhaltliche Richtigkeit des Berufungsurteils, die der Kläger angreift, 

nach dem Wortlaut von § 160 Abs 2 Nr 1 bis 3 SGG mit einer Nichtzulassungsbeschwerde nicht 

überprüfen. 

 

Da dem Kläger keine PKH zusteht, kann er auch nicht die Beiordnung eines Rechtsanwalts be-

anspruchen (vgl § 73a Abs 1 Satz 1 SGG iVm § 121 ZPO). 

 

Soweit der Kläger persönlich gegen das Urteil des LSG Beschwerde einlegen will, ist diese be-

reits deshalb unzulässig, weil sie nicht durch einen vor dem BSG zugelassenen Prozessbevoll-

mächtigten (vgl § 73 Abs 4 SGG) erhoben worden ist. Sie ist somit ohne Zuziehung der ehren-

amtlichen Richter zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 1 Halbs 2 iVm § 169 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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